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Die Ausbildung von Hebammen findet vielerorts in Hebammenschulen in der Träger-
schaft von Krankenhäusern statt. Krankenhäuser sind der wichtigste Arbeitgeber von 
Hebammen. Beleghebammen sind eng in die Leistungserbringung der Geburtsklini-
ken der Krankenhäuser eingebunden. Die Geburtskliniken der Krankenhäuser stehen 
im Leistungswettbewerb mit den von Hebammen getragenen Geburtshäusern. Eine 
zeitgemäße gesetzliche Regelung der Leistungen bei Schwangerschaft und Geburt 
ist vor diesem Hintergrund auch ein Anliegen der deutschen Krankenhäuser. 
 
Der vorliegende Antrag schlägt eine grundsätzliche Neukodifizierung des Leistungs-
rechts bei Schwangerschaft und Geburt im Rahmen einer Überführung dieser Leis-
tungen aus der Reichsverordnung in das SGB V vor. Aus Sicht der Krankenhäuser 
könnte damit für alle Beteiligten ein besserer Überblick über diesen Leistungsbereich 
erreicht werden. Dies ist zu begrüßen. 
 
Zur Vergütung von Beleghebammen in Krankenhäusern sieht der Antrag eine Ergän-
zung der Regelungen um die Bereiche Bereitschaftsdienste und Leistungen, die nicht 
direkt an den Gebärenden erbracht werden, vor. Angesichts der bedeutenden Rolle 
der Berufsgruppe der Hebammen bei der gesundheitlichen Versorgung von Schwan-
geren, Gebärenden und Wöchnerinnen ist eine adäquate und sachgerechte Ausge-
staltung der Regelungen zur Vergütung, insbesondere vor dem Hintergrund stark 
gestiegener Haftpflichtprämien, grundsätzlich zu unterstützen. 
 
Darüber hinaus wird die Bundesregierung von den Antragstellern aufgefordert, Vor-
schläge zur Frage zu unterbreiten, wie Überweisungs- bzw. Einweisungsmöglichkei-
ten von Hebammen an Ärzte und Ärztinnen sowie Krankenhäuser für weitere not-
wendige Untersuchungen oder Behandlungen eingeführt werden könnten. Effiziente 
und kurze Behandlungswege zwischen den einzelnen Leistungserbringern sind ein 
wesentliches Ziel zur Verbesserung der Strukturen im Gesundheitswesen. Vor die-
sem Hintergrund erscheint es als grundsätzlich sinnvoll, eine Erweiterung der Kom-
petenzen der Hebammen hinsichtlich Überweisungs- bzw. Einweisungsmöglichkeiten 
zu prüfen. 


